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Durch den Annex C Mitigation Fund, welcher beispielsweise durch eine intemati.onale 
Privatbank geleitet werden konnte95, würden die Schwellenlander zunachst in die Lage versetzt, 
ihre jeweiligen Reduzierungsziele zu erreichen, ohne ihr wirtschaftliches Wachstum tiefgreifend 
abbremsen zu müssen. 96Indem sich neue Entwicklungslander auf den Wege der 
Industrialisierung machen und ihre Emissionen ansteigen, würden diese Lander in die neue 
Liste hineingeschoben, sodass sie zusatzliche fünf Jahren für die Erreichung ihrer 
Reduzierungspflichten hatten.97 
Mit der Schaffung dieser neuen Liste im Kyoto-Protokoll konnten die USA (und 
auch Australien) die Rati.fizierung des Kyoto-Protokolls nicht mehr mit dem Argument 
ablehnen, dass Lander wie China und Indien nach dem Protokoll keine 
Emissionsreduzierungspflichten treffen. 98 Von den least developed countries wird ledighch 
erwartet, dass sie gemaíl ihrer jeweiligen Leist:ungsfahigkeiten freiwillige Reduzierungspflichten 
eingehen und hauptsachhch, dass sie die Forderungsmittel zur Beseitigung der .1\uswirkungen 
des I<limawandels erhalten und diese anwenden.99 
q; Halvorssen, S 261 
'" Halvorssen, S. 248 
w Halvorssen,S. 259 /260 
Looking at the planetas a whole, it makes no dijference where the GHGs are reduced, 
because the atmosphere is one global .rystem with no borders. 100 
<B Halvorssen, S 263. Die Bundestaaten Kalifornien und N ew Jersey sind bereits freiwillige neue Reduktionsziele eingegangen 
Siehe hierzu Reuters: "New Jersey governar signs toughest U.S. carbon law", Timothy Gardner, 06.07.2007; Reuters 
"Schwarzenegger, Ban cal! for action on climate", Deborah Zabarenko, 24.09 2007; Reuters: "Schwarzenegger urges U.N. to 
move on climate change",.JeffMason, 24.09.2007 
w Harris, EU, S. 326 
l/Xl Halvorssen, S. 257 
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DAs VoRSORGEPRINZIP IM VõLKERRECHT1 
Felipe Rocha dos Santos2 
Einleitung 
Bei der Handlung von Umweltgefahrdungen und Informationsmangel war es lange 
die traditi.onelle Losung der Staaten, auf den Beweis von tatsachhchem Schaden zu warten, 
bevor akti.ve Korrekturma13nahmen ergriffen werden, und Vorbeugungsmaílnahmen auf 
bekanntlich schadliche Tatigkeiten zu beschranken (das so genannte assimilative capaciçy approach).3 
Kurz gesagt, die ,,assimilative Kapazitat" entspricht der Vermutung, dass die Umwelt 
die Fahigkeit habe, Abfallprodukte bis zum Gegenbeweis ohne nachteilige Folgen absorbieren 
zu konnen. 4 
Ein solcher Gedanke setztvoraus, dass die Wissenschaft Gefahrdungen der Umwelt 
genau voraussagen und die entsprechenden technischen Losungen nach einer solchen 
Prognose anbieten kann, um die Gefahren abzuschwachen. Es wird angenommen, dass es 
wissenschafltich effizienter ist, erst nach der Ermittlung des Schadens zu agieren.5 
Allerdings hat die Vormacht dieses Verhaltens im internationalen Recht haufig zu 
ineffizienten Ergebnissen geführt, die ungünsti.ge Nachwirkungen für die Umwelt ausgelost 
haben. Deswegen haben sich im Laufe der Zeit vorsorgende Einstellungen entwickelt, 
hauptsachhch seit den 1970en J ahren, um praventi.ve Ma13nahmen auch dann zu bevorzugen, 
wenn die Schadlichkeit noch nicht wissenschaftlich ermittelt wurde.6 
Der neue vorsorgende Gedanke basiert auf ganz verschiedenen Pramissen, wie der 
Verwundbarkeit der Umwelt, der Beschrankung der \Vissenschaft in Bezug auf genaue 
Prognosen von Umweltrisiken, und der Verfügbarkeit über altemati.ve lmd weniger schadliche 
Techniken. Das stellt im Umweltvolkerrecht einen Paradigmenwechsel dar, weil solche 
Voraussetzungen nicht wissenschaftlich und anthropozentrisch, sondem hauptsachhch 
umwelt-zentrisch gepragt sind.7 
1 Artigo originalmente escnto e apresentado em forma de seminário no âmbito da disciplina "Seminário de Direito Internacional 
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Dieser Gedanke entspricht dem so genannten Vorsorgepn·nz;p. Am Anfang war dieses 
Prinzip auf beschrankte Falle und Tatigkeiten gerichtet, die in naher Verbindung mit Gefahren 
von sehr erheblichem Schaden standen, das heillt Schaden, die irreversibel oder zu aufwendig 
zu kompensieren sind.8 Das Vorsorgeprinzip wurde zuerst in nationale Rechtsordnungen 
eingebracht:9, namentlich die deutsche10, und in bestimmte Gebiete des intemationalen Bereiches 
eingeführt, wie den Seeschutz durch das Übereinkommen zum Schutz der Nordsee. 11 
Das Prinzip wurde durch mehrere võlkerrechtliche Dokumente graduell in weitere 
verschiedene Bereiche übemommen, bis hin zur Rio-Erklarung 1992, die das Vorsorgeprinzip 
als ein allgemeines umweltrechtliches Leitungsprinzip formuliert. 12 
Obwohl das Vorsorgeprinzip im Võlkerrecht popular und immer akzeptierter ist, 
verbleiben immer noch strittige Fragen. Darauf bezogen begründen hauptsachlich zwei 
Belange den Gegenstand der vorliegenden Seminararbeit: der Inhalt und die Rechtsnatur 
des Vorsorgeprinzips. 
Erster Teil: Der Inhalt des Vorsorgeprinzips 
A. Die Definition im Võlkerrecht 
Eigentlich gibt es weder eine einheitliche, universal anwendbare und detaillierte 
Definition des Vorsorgeprinzips, noch ein bestimmtes Verstandnis über seine 
Voraussetzungen. 13 
Unterschiedliche Formulierungen desselben kõnnen in breit gefacherten 
intemationalen Instrumenten gefunden werden 14: Das heifü nicht nur unverbindliche 
Erklarungen, sondem auch verbindliche Vertrage; regionale sowie globale Übereinkommen; 
und sowohl Dokumente über spezifische Bereiche des Umweltrechts, als auch jene, die 
allgemeine Prinzipien des Umweltrechts ausrufen. 15 • 
Aus didaktischen Gründen analysieren wir die verschiedenen Definitionen des 
Prinzips im Umweltvõlkerrecht unter der letzten Klassifikation. 
8 MClNTYRE, Owen et alter. TI1e precautionary principie as anorm of customary international law ln: Journal of Environmental 
Law. 9, 2. S.222 
9 Andere wichtige nationale Rechtsordnungen, in den das Prinzip integriertwurde, sind die tschechische, die isrnelische und die 
franzosische. ln: I\'NED.JlAN, Marc. Le príncipe de précaution en droit international public. ln: Revue de droit mterna tional 
de sciences diplomatiques et politiques. 78 (2000), 3, S.248 
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Umweltprogrnmm von 1971 den Begriff Umweltpolitik unter Hernnziehung des Vorsorgeged:mkes" ln: \XIERNER, Sascha 
Das Vorsorgeprinzip - Grundlagen, Miillstii.be und Begrenzungen. In Umwelt und Planungsrecht. Zeitschrift für Wissenschaft 
und Prnxis, mit Vierteljaliresbeil. Wirtschaftund Verwaltung 21 (2001), 9 S.336 
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Hague/London/NewYork, 2002. S.51 
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1. Dokumente über beschrãnkte Bereiche des Umweltrechts 
Unter den verschiedenen Bereichen des Umweltrechts stellen wir jene heraus, in den 
die bedeutendsten võlkerrechtlichen Vertrage geschlossen wurden. 
1.1. Wasserverschmutzung 
Das Vorsorgeprinzip wurde im Laufe der Zeit durch Dokumente über 
Seeverschmutzung standig unterstützt. Eine seiner frühesten offiziellen AuBerungen findet 
sich in der Praambel der Deklaration der ersten internationalen Konfarenz zum S chutz der Nordsee 
(1984)16: 
Conscious that damage to the marine environment can be irreversible or 
remediable only at considerable expense and over long periods and that, 
therefore, coas tal states and the EEC must not wait for proof of harmful 
effects before taking action. 17 
Die folgenden Konferenzen zum Schutz der Nordsee haben diesen vorsorgenden 
Gedanken ebenfalls beachtet. Die zweite Koeferenz (1987) hat das Vorsorgeprinzip schon 
ausdrücklich vorgesehen: 
Accepting that, in order to protect the North Sea from possibly damaging 
effects of the most dangerous substances, a precautionary approach is necessary 
which may require action to control inputs of such substances even before a 
causal link has been established by absolutely clear scientific evidence.18 
N achher haben andere wichtige Konventionen das Prinzip im Seebereich ahnlich 
proklamiert, beispielsweise die OSPAR-Konvention zum Schutz der Meeresumwelt des 
Nordostatlantiks (1992) und die He!sinki-Konvention zum S chutz der Ostsee (1992). 
Bezüglich von Wasserlaufen hat das Übereinkommen zum Schutz und zur Nutzung 
gren.züberschreitender Wasserlaufe und internationaler Seen (1992) ebenfalls das Vorsorgeprinzip 
definiert: 
The precautionary principle, by virtue of wh:ich action to avoid the 
transboundary impact of the release of hazardous substances shall not be 
postponed on the ground that scientific research has not fully proveda causal 
link between those substances, on the one hand, and the potential 
transboundary impact, on the other hand;19 
15 MCINTYRE, Owen et alter. 111e precautionaryprinciple as anorm of customary international law. In. Journal of Environmental 
Law. 9, 2. S.223 
v Mmisterial Declaration of the First International Conference on the Protection of the N orth Sea, 31 October - 1 November 
1984. Article A 7 
13 Ministerial Declaration of the Second Intemational Conference on the Protection of the North Sea, 24-25 N ovember 1987. 
.-\rticle VII 
v Convention on the Protection and Use of Transboundar.y Watercourses and International Lakes, 1992. Art.2 (Sa) 
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12. Luftverschmutzung 
Bedeutend in dieser Materie des Umweltrechts war das Montrea!-Protoko!! über Steffe, 
die zu ~inem Abba~ der Ozonschicht führen (1987). Es sieht die Entschlossenheit der Mitglieder 
vor, die Ozonschicht durch Vorsorgemaílnahmen zu schützen: 
Determined to protect the ozone layer by taking precautionary measures to 
control equitably total global emissions of substances that deplete it r .. ]2º 
.Auílerde~ ~orpo~ert das UN-Rahmenübereinkommen über Klimaanderungen (1992) 
das Vorsorgepnnz1p als emen seiner Grundsatze. Es hat die folgende Formulierung 
angewendet: 
The parties should take precautionary measures to anticipate, prevent or 
minimize the causes of climate change and mitigate its adverse effects. \v11ere 
t:here are t:hreats of serious or irreversible damage, lack of full scientific certainty 
should not be used as a reason for postponing such measures, taking into 
account that policies and measures to <leal with climate change should be 
cost-effective soas to ensure global benefits at the lowest possible cost.21 
1.3. Biodiversitãt 
Die Biodiversitatskonvention (1992) beschreibt den Vorsorgegedanken in seiner Praambel: 
Noting also that where there is a threat of significant reduction or loss of 
biological diversity, lack of full scientific certainty should not be used as a 
. . reasou for postponing measures to avoid or minimize such a threat [ ... )22 
. . E1?1ge_Jahre spater hat das Protoko!! von Cartagena über die Bio!ogische Sicherheit (2000) 
die Wicht1gke1t des Vorsorgeprinzips in diesem Bereich erneut bestarkt. Seine Praambel 
bezieht sich auf die Formulierung der Rio-Erklarung 1992: 
Reaffirming the precautionary approach contained in Principle 15 of the Rio 
Declaration on Environment and Development [ ... ]23 
. Zusatzlich inkorporiert das Protokoll von Cartagena das Prinzip mehrmals in seinem 
w1rksamen Teil, wie beispielsweise im Artikel 11(8): 
Lack of scientific certainty due to insufficient relevant scientific information 
and knowledge regarding the extent of the potential adverse effects of a 
li~ring1:11o~fied organism on t:he conservation and sustainable use of biological 
d1vers1ty m the Party of import, taking also into account risks to human 
h~alth, shall not prevent that Party from taking a decision, as appropriate, 
w1th regard to the import of that living modified organism intended for 
direct use as food or feed, or for processing, in order to avoid or minimize 
such potential adverse effects. 24 
: Montreal Protocol on Substances that Deplete the Ozone Layer, 16 September 1987. Preamble 
United Nat1011s Framework Co11ventio11011 Climate Change, 9 May 1992. Article 3 
22 Conventio11 on Biological Diversity, 5 June 1992. Preamble 
Cartage11a Protocol 011 Biosafety to the Co11ve11tion 011 Biological Diversity, 20 January 2000. Preamble 
Cartage11a Protocol 011 B10safety to the Co11ve11tion on Biological Diversity, 20 January 2000. i\rt 11(8): 
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Das Abkommen über die Erha!tung und Bewi,rtschqftung ver;gese!!schqfteter Fischbestande und 
weit wandernder Arten (1995) erfordert von den Mitgliedern die .Anwendung des 
Vorsorgegedankens unter den folgenden Bedingungen: 
States shall be more cautious when information is uncertain, unreliable or · 
inadequate. The absence of adequate scientific information shall not be used 
as a reason for postponing or failing to take conservation and management 
measures. 25 
1.4. Sonderabfall 
Die Bamako-Konvention über das Verbot der Einfuhr nach Afrika (1991) definiert das 
Vorsorgeprinzip im Hinblick auf Sonderabfalle: 
Each Party shall strive to adopt and implement the preventive, precautionary 
approach to pollution problems which entails, inter-alia, preventing t:he release 
into the environment of substances which may cause harm to humans or 
the environment without waiting for scientific proof regarding such harm. 
The Parties shall co-operate with each ot:her in taking t:he appropriate measures 
to implement the precautionary principle to pollution prevention through 
the application of clean production methods, rather t:han the pursuit of a 
permissible emissions approach based on assinlilative capacity assumptions.26 
2. Allgemeine Umweltvõlkerrechtliche Instrumente 
Das Vorsorgeprinzip wurde durch volkerrechtliche Instrumente auch als Prinzip des 
allgemeinen Umweltrechts definiert. 
Ein Beispiel ist die Ministererk!arung über die nachha!tige Entwick!ung in der ECE-R.egion 
(1990), die das Prinzip so beschreibt: 
ln order to achieve sustainable development, policies must be based on the 
precautionary principle. Environmental measures must anticipate, prevent 
and attack the causes of environmental degradation. \Xlhere there are threats 
of serious or irreversible damage, lack of full scientific certainty should not be 
used as a reason for postponing measures to prevent environmental 
degradation.27 
Die Definition der Rio-Erk!arung zu Umwe!t und Entwick!ung (1992) erhebt das 
Vorsorgeprinzip in den Status eines Kerngrundsatzes der umweltvolkerrechtlichen 
Gesetzgebung und ist die einstimmigste und am haufigsten zitierte Formulierung des 
Vorsorgeprinzips. So lautet der so genannte "Grundsatz 15": 
ln order to protect the environment, the precautionary approach shall be 
3 Agreement for the Implementatio11 of the Provisions of the UnitPd Nations Convention on the Law of the Sea of 10 
December 1982 Relating to the Co11servation and Ma11agement of Stradding Fish Stocks and Highly Migrntory Fish Stocks, 
1995. Article 6 (2). 
;i; Bamako Convention 011 the Bru1 of the Import Into Africa ru1d the Control of Trru1sboundary Movement ru1d Mruiagement 
of Hazardous Wastes Within Africa, 30 Jrumary 1991. Article 3 (f) 
71 Bergen Ministerial Declarntion on Sustainable Development in the European Commissio11 for Europe (ECE) Region, 1990 
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widely applied by States according to their capabilities. "\Xlhere there are threats 
of serious or irreversible damage, lack of full scientific certainty shall not be 
used as a reason for postponing cost-effective measures to prevent 
environmental degradation. 28 
B. Der Kern des Vorsorgeprinzips 
Wie oben gezeigt wurde, ist das Vorsorgeprinzip praktisch in allen neuesten 
võlkerrechtlichen Dokumenten aufgeführt, die Umweltschutz und Umwelterhaltung 
berühren, und in jedem Instrument wurde es unterschiedlich abgefasst. Eine solche 
Undeutlichkeit macht Platz für viele Streitigkeiten und fordert in keiner Weise seine rechtliche 
Geltung.29 
Die Unterschiede konnen hauptsachlich in drei Problemkategorien gegliedert werden. 
Erstens zwingen einige Texte, wie beispielsweise die OSPAR-Kovention, das Ergreifen von 
VorsorgemaGnahmen, sofern die benannten Voraussetzungen erfüllt sind. Die anderen 
geben zwar an, dass der Mangel wissenschaftlicher Beweise das Ergreifen von 
VorsorgemaGnahmen nicht hindern oder aefschieben dürfe, aber prazisieren nicht, ob die Staaten 
darauf verpflichtet sind. Das ist der Fall der Biodiversitatskovention und des Protokolls von 
Cartagena. 30 
Zweitens sind die Falle, welche zu VorsorgemaGnahmen führen sollen oder sollten, in 
den verschiedenen Texten unterschiedlich definiert. Die Rio-Erklarung und das UN-
Rahmenübereinkommen über Klimaanderungen stellen die Vorsorgema.Gnahmen unter die 
Bedingung, dass die betreffende Gefahr einem ernsten oder irreversib!en Umweltschaden entspreche. 
Die Biodiversitatskonvention erwahnt eine Gefahr von erheblicher Minderung oder Verlust der 
Biodiversitat. Die Konferenz zum Schutz der Nordsee und das Protokoll von C4rtagena 
erfordem zwar eventuell schi:id!iche Wzºrkungen, aber bestimmen ihre Breite nicht. 
Schliefilich sind die Dokumente nicht einheitlich bezüglich der Eigenschaften der zu 
ergreifenden Mafinahmen. Einerseits verlangen die Rio-Erklarung und das UN-
Rahmenübereinkommen über I<Jimaanderungen kosteneffektive MaGnahmen . .i\ndererseits 
sind die Konferenz zum Schutz der Nordsee und die OSPAR-Konvention viel allgemeiner 
und sprechen über schlichte MaGnahmen.32 
Obwohl es keine gemeinsame Definition gibt, konnen jedoch einige Kemelemente 
des Vorsorgeprinzips ohne grofie Mühen abgeleitet werden: wenn ein Gefahrvon erheblichem 
Umweltschaden besteht, dürfen eventuelle wissenschaftliche Ungewissheiten keinen rechtlichen 
Rio Declaration 011 Environment and Deveiopment, Report of the UN Conference on Environment and Deveiopment, 
Annex I, 12 August 1992 Principie 15. 
2J BOCKENFORDE, Markus. The Operationalization of the Precautionary Approach in Intemational Environmental Law 
Treaties - Enhancement or Façade Tem Years After Rio? In: Zeitschrift für auslii.ndisches offentliches Recht und Volkerrecllt 
/ HeidelbergJournal of International Law 63/2 (2003). S.313 
3l IYNEDJIAN, Marc. Le príncipe de précaution en droit intemational pubhc In: Revue de droit intemational de sciences 
dipiomatiques et politiques 78 (2000), 3, S.251. 
31 IYNEDJIAN, Marc. Le príncipe de précaution en droit international public. In Revue de droit intemational de sciences 
dipiomatiques etpolitiques. 78 (2000), 3, S.251-252 
32 IYNEDJIAN, Marc. Le príncipe de précaution en droit intemational public. In: Revue de droit intemational de sciences 
dipiomatiques et politiques. 78 (2000), 3, S.252 
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Grund dafür darstellen, von erforderlichen vorbeugenden Mqflnahmen abzuweichen. Diese 
Voraussetzungen spiegeln eigentlich die Formulierungen des Vorsorgeprinzips der Rio-
Erklarung 1992 wider.33 
Durch das Vorsorgeprinzip wird also angenommen, dass praventive Aktion immer 
angemessen ist, wenn die Gefahr eines gewissermaGen bedeutenden Umweltschadens erkannt 
ist, sogar wenn es an wissenschaftlichem Beweis der Gefahr und seiner moglichen Folgen 
mangelt. i\nders gesagt, die MaGnahmen sollen nicht aefgrund, sondem trotz der eventuell 
bestehenden Ungewissheit über den tatsachlichen Schaden ergriffen werden.34 
Werner hat treffend beschrieben, dass: 
Vorsorge [ ... ] nicht bedeute, dass SchutzmaGnahmen erst dort beginnen 
brauchen, wo aus gewissen gegenwartigen Zustanden nach dem Gesetz der 
Kausalitat gewisse andere schadenbringende Zustande und Ereignisse 
erwachsen werden. Vielmehr müssten auch solche Schadensmoglichkeiten in 
Betracht gezogen werden, die sich nur deshalb nicht ausschlie.ílen lieBen, weil 
nach dem derzeitigen Wissenstands gewisse Ursachen und Zusammenhange 
weder bejaht noch vemeint werden konnten und daher insoweit noch keine 
Gefahr, sondem nur ein Gefahrenverdacht oder ein Besorgnispotenzial 
bestehe.35 
Das bedeutet aber weder, dass die Wissenschaft bei der Feststellung des Bestehens 
oder Nichtbestehens einer Gefahr keine Rolle mehr spiele, noch, dass Staaten aufgrund 
blofier Hypothesen oder rein theoretischer Risikobewertungen zu agieren erlaubt oder 
verpflichtet seien. Im Gegenteil müssen wissenschaftliche Grundlagen einen emsthaften 
Grund zur Sorge, also zumindest die Moglichkeit nachteiliger Wirkungen, aufzeigen, damit 
das Prinzip anwendbar wird. 36 
Das ist der wesentliche Inhalt des Vorsorgeprinzips, und dort liegt der Unterschied 
zwischen ihm und anderen Umweltschutzprinzipien, wie beispielsweise dem 
Verursacherprinzip oder dem Schutzprinzip. Das erste erfordert das Ergreifen von 
MaGnahmen erst nach dem Umweltschaden: Der Verursacher soll die Kosten der bereits 
bestehenden Verschmutzung tragen. 37 
Das zweite sieht das Ergreifen praventiver MaGnahmen vor, wenn die konkrete 
Gefahr eines Umweltschadens schon wissenschqftlich bewiesen ist. In diesem Fall gibt es also 
keine Ungewissheit.38 
33 TROUWBORST, 1\rie. Evoiution anel status of the Precautionary Principie in International Law Kluwer International: Toe 
Hague/London/New York, 2002 S.51-52. 
· 
1ROU\XIBORST, Arie. Evoiution and status of the Precautionary Principie 111 International Law Kluwer International: The 
Hague/London/New York, 2002. S.39 
WERNER, Sascha. Das Vorsorgeprinzip-Gnmdiagen, MaBstabe und Begrenzungen. In Umweitund Pianungsrecht Zeitschrift 
für Wissenschaft und Praxis, mit Vierte!Jaliresbeil Wirtschaft und Verwaltung 21 (2001), 9. S.336 
'li BIRNIE, Patrícia et alter. Intemat.lonal Law & 111e Environment. 2.Auffage. Oxford University Press Inc.. New York, 2000 
S117 
31 KISS, Alexandre. Manual of European Environmental Law Grotius Publtcati.ons LTD: Cambridge, 1993. S.39 
:!l KISS, i\J.exandre. Manual of European Environmental Law. Grotius Publications LTD: Cambridge, 1993. S .. 39 
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. Schlieíllich ist erwahnenswert, dass neben diesem Kern der Vorsorgegrundsatze sich 
nn Bezug auf seine Anwendung auch eine Gruppe von mit dem Vorsorgeprinzip typisch 
verb~ndene~ Maílnahmen und Prozeduren39, wie beispielsweise die Umkehrung der 
Bewe1slast, d1e Kostennutzenanalyse und die Weiteruntersuchungder Gefahr stehen. 4º 
Zweiter Teil: Die Rechtsnatur des Vorsorgeprinzips 
Nachdem das Problem der Definition und des wesentlichen lnhalts des 
Vorsorgeprinzips betrachtet worden ist, kann den Streitpunkt seines normativen Wertes 
behandelt werden. 
Wenn man sich über den rechtlichen Charakter eines Prinzips oder einer Regei wundert, 
kommt unbedingt in Frage, ob die betroffene Norm rechtsverbindlich ist oder nicht. 41 
. . Die Anerkennung eines Prinzips duréh das positive Recht genügt an sich nicht dafür, 
1hm eme obligatorische Wirkung zu gewahren. Formell spielt die N atur des betroffenen 
rechtlichen Instrumentes in diesem Sinne eine wichtige Rolle: Sie bezeichnet in effizienter 
Weise die dem Prinzip gewünschte anerkannte Geltung. 42 
Beim Vorsorgeprinzip erscheint die Situation im Volkerrecht zuallererst unklar. Es 
wurde einerseits durch beschrankte rechtsverbindhche Vertrage aufgerufen, andererseits in 
allgemeine und universelle unverbindliche Akte inkorporiert. 43 
Unter solchen Pramissen ist es bedenklich, inwieweit es von Staaten als l\fasse des 
Volkerrechts angewendet werden muss. 
A. Grundsatz des U mweltvertragsrechtes 
. ~rstens is~ das Vorsorgeprinzip ein wichtiger Grundsatz des Umweltvertragsrechtes, das 
m zahlreiche multilaterale Vertrage eingegangen ist. 44 
. Das be~eutet, da~s ~as Prinzip jeden Mitgliedstaat der volkerrechtlichen Vertrage 
verpfhchtet, d1e das Pnnz1p aufrufen und ihm einen rechtsverbindlichen Charakter 
anerkennen. 45 
B. Gewohnheitsrechtliche Regei? 
. ~ahrend die rechtliche Verbindlichkeit eines Prinzips unmissverstandlich ist, wenn 
es 1m wirksamen Teil eines Vertrages inkorporiert ist, erscheint das gleiche nicht unbedingt 
wahr, wenn es sich beispielsweise im Rahmen einer Erklarung oder der Praambel einer 
JJ Aber solche Praktiken und ihre Voraussetzungen werden hiernicht analysiert, weil sie dem Zweck dervorhegenden Seminararbeit 
mcht d1e11en 
41 
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Konvention befindet. ln solchen Fallen, da die volkerrechtlichen Instrumente an der 
erforderten Willenauílerung mangeln, ist der Entstehung des Prinzips als rechtliche Norm 
nicht so kategorisch.46 
Dafür muss das Prinzip eine derart bedeutende Entwicklung ausdrücken, dass es als 
gewohnheitsrechtliche Regei gilt. Damit ist es nicht nur für die Mitgliedstaaten geltender 
verbindlicher Vertrage, sondem auch für alle anderen Staaten der intemationalen Gemeinschaft 
aufgrund des Gewohnheitsrechts rechtsverbindlich. 47 
Spezifisch im Bezug auf das Vorsorgeprinzip stellt sich haufigdie Frage, ob es einen 
solchen Charakter schon erreicht hat, und es ist immer noch umstritten, ob es die 
anspruchsvollen Voraussetzungen dafür erfüllt. 
Gemaíl Art. 38 Abs.1 lit. e des Statuts des Internationalen Gerichthefs besteht das 
Volkergewohnheitsrecht aus zwei Elementen: der allgemeinen staatlichen Übung und der 
übereinstimmenden gemeinsamen Rechtsüberzeugung der Staaten. Das heiílt, die Staaten müssen 
nicht nur eine langdauemde, allgemeine und einheitliche Praxis an der Materie ausdrücken, 
sondem dies auch als rechtliche Pflicht begreifen.48 
ln der vorliegenden ""\rbeit erscheint es unausführbar, die staatliche Pra,.-xís im Bereich 
des Vorsorgeprinzips umfassend zu analysieren. Trotzdem kônnen einige Hauptpunkte 
angeschnitten werden. 
Einerseits ist es von Staaten breit indossiert - es wurde beispielsweise in der Rio-
Erklarung in zwingenden Bezeichnungen formuliert - und wird von einer stets wachsenden 
Reihe internationaler Organisationen und Vertragskorper angenommen und angewendet, 
nicht nur in ,,soft law" Akten, sondem auch in rechtsverbindlichen Instrumenten.49 
Auch im Bereich der Europaischen Union wurde dem Vorsorgeprinzip im 
Umweltrecht eine allgemeine Eigenschaft erkannt. Der i7ertrag über die Europaische Union 
(1992) hat den Vertn,{g von Rom zur Gründung der Europaischen Wirtschaftsgemeinschaft (1957) 
geandert, um das Prinzip in die gesellschaftlicher Umweltpolitik einzuschlieílen. So heillt es: 
Die Umweltpolitik der Gemeinschaft zielt unter Berücksichtigung der 
unterschiedlichen Gegebenheiten in den einzelnen Regionen der Gemeinschaft 
auf ein hohes Schutzniveau ab. Sie beruht auf den Grundsatzen der Vorsorge 
und Vorbeugung, auf dem Grundsatz, Umweltbeeintrachtigungen mit 
Vorrang an ihrem Ursprung zu bekampfen, sowie auf dem 
Verursacherprinzip. [ ... ]50 
ln der nationalen Ebene leitet dieses Prinzip die Umweltpolitik in zahlreichen Landem, 
wie beispielsweise Australien, Deutschland, England und USA. ln Indien und Pakistan 
wurde es sogar als Grundsatz des Volkerrechts ausdrücklich beschrieben und vom obersten 
Gericht angewendet. 51 
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Trotzdem weigert sich der Internationaie Gerichtshof (IGH), auf das 
Vorsorgeprinzip rückzugreifen, obwohi es im Rahmen von Klagen schon mehrmals 
aufgerufen wurde. Drei besonders bedeutende Falle wurden vor dem IGH gebracht, in den 
Staaten sich auf das Prinzip berufen haben: Der Gabcikovo-Nagymaros Fali (Ungam gegen 
Siowakei), der NuckarTests Fali (Neuseeland gegen Frankreich) und der NIREXFali (Irland 
gegen Engiand).52 
Der Gabakovo-Nagymaros Fali berührte Wasserlaufe. Als Ergebnis der zwischen Ungarn 
und Siowakei gemeinsamen Bauarbeiten auf dem Gabcikovo-Nagymaros Damm wurden 
80% des Wasserlaufes der Donau in die Siowakei abgezweigt. Ungarn wollte daher auf dem 
biiateralen Vertrag austreten, damit die Siowakei keine rechtlichen Gründe mehr hatte, die 
Bauarbeiten weiterzuführen.53 
In der originalen I<Jageschrift Ungams gegen die Siowakische Repubiik vor dem 
IGH wurde das Vorsorgeprinzip im Paragraph 31 angeführt, wie foigt: 
States shali take precautionary measures to anticipate, preventor minimise 
damage to their transboundary resources and mitigate adverse effects. Where 
there are threats of serious or irreversibie damage, iack of full scientific certainty 
shali not be used as a reason for postponing such measures. Art. 2, paragraph 
5 [a] of the Convention on the Protection and Unse od Transboundary 
Watercourses ans International Lakes, signed in Helsinki on 17 March 1992, 
as well as the IUCN Draft Art. 6 and Bruntland report, Art. 10, provide 
support for the obligation in general international iaw to appiy the 
precautionary principie to protect a transboundary resource ... 54 
Der NuckarTests Fali betraf die von Frankreich durchgeführten Atomwaffentests im 
Pazifik. Gemaíl dem Urteil des IGH hat Neuseeiand in seiner I<Jageschrift gegen Fr$1kreich 
das foigende behauptet: 
[ ... ] that France's conduct is iliegal in that it causes, or is hkeiy to cause, the 
introduction into the maritime environment of radioactive material, France 
being under an obligation, before carrying out its new underground nuclear 
tests, to provide evidence that they will not result in the introduction of such 
material to that environment, in accordance with the ,precautionary principie' 
very wideiy accepted in contemporary intemational law;55 
In einem anderen Fali bezüglich des Einbringens von radioaktiven Stoffen in die 
Meeresumweltwurde das Vorsorgeprinzip invokiert. In dem so genannten NIREXFall wollte 
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England ein Gelande an der Küste von Cumbria, die mit dem Irischen Meer benachbart ist, als 
Atommülllager benutzen. Irland befürchtete daraus resultierende Umweltschaden und klagte 
vor dem IGH: Wegen der Mõglichkeit nachteiliger Auswirkungen müsse England beweisen, 
dass die Tatigkeit nicht umweltschadlich sei, bevor diese durchgeführt werden konnte. 56 
Allerdings hat der Intemationale Gerichtshof in allen diesen Entscheidungen darauf 
verzichtet, das Vorsorgeprinzip in der rechtlichen Diskussion einzuschlieBen: Die Fallen 
wurden auf anderer Grundlage gelõst. 
Es gibt trotzdem erhebliche Gründe zu dieser gerichtlichen Verzõgerung. Zunachst 
ist das Vorsorgeprinzip zu unklar definiert. Die meisten Autoren, die dem Vorsorgeprinzip 
den Status einer gewohnheitsrechtlichen Regel verweigem, berufen sich auf den rvfangel 
einer autoritativen Definition. Sie behaupten, der unprazise Inhalt behindere eine aligemeine 
Rechtsverbindlichkeit.57 
Die Definitionen sind jedoch so unterschiedlich, weil das Prinzip durch 
verschiedenartige Weisen angewendet werden kann, und meistens in auf spezifische Bereiche 
begrenzte Instrumente inkorporiert ist.58 
Wie oben gezeigt, bezeichnet der durch nationale und intemationale Gerichtshõfe, 
intemationale Organisationen und võlkerrechtliche Akte gemachte Gebrauch, dass das Prinzipi in 
der Tat einen rechtlich erheblichen Kem hat, über den ein internationaler Konsensus erzielt 
wurde: Die Staaten dürfen sich nicht auf wissenschaftliche Ungewissheit verlassen, um die 
Nichteinhaltungihrer Pflichten zum Cmweltschutz undnachhaltigem Gebrauch der Bodenschatze 
rechtzufertigen. In diesem Sinne kõnnte das Vorsorgeprinzip einem võlkerrechtlichen Grundsatz 
entsprechen, auf den Staaten und Gerichtshõfe sich berufen kõnnten. 59 
Allerdings kann das Vorsorgeprinzip nicht die genauen Maf3nahmen für je<len 
spezifischen Fall bestimmen. 60 Damit es effektiv sein kann, müssen die vertraglichen 
Fomulierungen zusatzlich die detaillierten Maf3nahmen der praktischen Anwendung festlegen.61 
Dies ist jedoch eher eine Aufgabe, die meistens von Politikem und durch die gesamte 
Gesellschaft geantwortet werden müsste, als durch Gerichtshõfe oder Wissenschaftler. 
Deshaib müssen die Staaten bei der Entscheidung darüber, ob und inwieweit 
VorsorgemaBnahmen zu ergreifen sind, auf ihre eigenen Fahigkeiten und 
sozioõkonomischen Prioritaten achten.62 
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Daher ist es keine Überraschung, dass das Vorsorgeprinzip nie in allgemeinen 
rechtsverbindlichen Vertragen angewendet wurde. Stattdessen waren die Staaten in seiner 
.Anwendung immer punktuell, das heiílt, sie haben bestimmte Bereiche ausgewahlt, in 
denen sie sich auf den Vorsorgegedanken verpflichten wollten.63 
Das ist das zweite Hauptproblem in der Prüfung der Rechtsnatur des Prinzips. Die 
Staaten haben Werturteile getroffen, wie auf Umweltgefahren zu reagieren ist, und haben 
sich dafür entschieden, in einigen Bereichen des Umweltschutzes vorsorgender als in anderen 
zu sein. Beispielweise wurde es zwar in das UN-Rahmenübereinkommen über 
I<limaanderungen oder in die Biodiversitatskonvention inkorporiert, nicht aber in die 1994er 
Konvention zur N uklearen S icherheit. 64 
Anders gesagt, obwohl die Staaten annehmen, dass die wissenschaftliche Ungewissheit 
keinen rechtlichen Grund darstelle, umweltrechtliche Pflichten nicht einzuhalten, wollen sie 
nicht mit dem Ergreifen bestimmter praktischer Vorsorgemaílnahmen in allen Bereichen 
des Umweltrechts rechtlich verbunden sein. 
Das heiílt aber nicht unbedingt, dass das Vorsorgeprinzip keinen võlkerrechtlichen 
Grundsatz wiederspiegele, sondem dass die Pflicht zum Vorsorgegedanken nicht automatisch 
universal anwendbaren Folgen auslõse.65 
Das ist die komplexe Lage, die das Zõgem des Intemationalen Gerichtshofs 
begründet, und in der Rechtslehre immer noch umstritten verbleibt. Die Mehrheit der 
Autoren argumentiert, das Vorsorgeprinzip habe sich zum Status einer 
gewohnheitsrechtlichen Regel entwickelt. Allerdings lasst sich diese Behauptung durch das 
gerichtliche Schweigen in der Praxis nicht bestatigen. 
Schluss 
Da kein allgemeiner und universal-rechtsverbindlicher Vertrag in Bezug auf das 
Vorsorgeprinzip besteht, hangt seine Entstehung als rechtliche Norm im allgemeinen 
Umweltvõlkerrecht von der Mõglichkeit ab, es als Gewohnheitsrecht zu qualifizieren. 
Wegen der Unsicherheiten bezüglich der vorsorgenden staatlichen Praxis und ihrer 
entsprechenden Rechtsüberzeugung, wird diese Frage wahrscheinlich erst gelõst, wenn der 
Internationale Gerichtshof endlich die betreffenden Voraussetzungen prüft und eine 
Entscheidung darüber verkündet. 
Das Hauptproblem ist, dass das Prinzip keine allgemeine und universelle Folge 
widerspiegelt, obgleich die Staaten über sein Wesen übereinstimmen: Es bewahrt Staaten 
lediglich <lavor, eventuelle wissenschaftliche Ungewissheiten als legitimen Grund für die 
Nichteinhaltungumweltrechtlicher Pflichte zu belegen. 
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Deswegen erscheint es verstandlich, dass der IGH trotz des Konsensus über den 
Kern des Vorsorgeprinzips zõgert, ihm den Charakter gewohnheitsrechtlicher Regel zu 
gewahren. Eigentlich besteht keine staatliche Praxis bezüglich des Kemes an sich: Er wird 
stets an zwingende praktische Maílnahmen geknüpft, die sich gemaG der jeweiligen Materie 
des Umweltrechts unterscheiden, und das erschwert die staatliche Praxis, allgemein bezüglich 
des Inhaltes und einheitlich bezüglich der Form zu sein. 
Das beschrankt jedoch weder die Wichtigkeit, noch die Fruchtbarkeit des 
Vorsorgeprinzips im Umweltvõlkerrecht. Stattdessen wachst die Zahl rechtsverbindlicher 
Vertrage, die den vorsorgenden Kem als Norm inkorporieren, stets an -obgleich sie inhaltlich 
oder subjektiv beschrankt sind. 
Am erheblichsten ist, dass das Vorsorgeprinzip die Staaten in den spezifischen 
Bereichen der Umwelt betrifft, die ihnen am wichtigsten sind und sie als generellausführbar 
begriffen haben. Dies lõst zweifellos bedeutenden praktischen Nutzen aus, sowohl für die 
Umwelt als auch für die Gesellschaft. 
